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Text 

2. Abschnitt 

Sonderbestimmungen für das Zulassungsverfahren 

Zulassungsverfahren 

§ 28. (1) Ist der Antrag auf internationalen Schutz voraussichtlich nicht zurückzuweisen, ist das 
Verfahren zuzulassen, soweit das Verfahren nicht vor Zulassung inhaltlich entschieden wird. Die 
Zulassung erfolgt durch Ausfolgung einer Aufenthaltsberechtigungskarte (§ 51), sofern dem Asylwerber 
ein Aufenthaltsrecht zusteht; eines Bescheides bedarf es dann nicht. Andernfalls ist die Zulassung mit 
Verfahrensanordnung zu dokumentieren. Die Zulassung steht einer späteren zurückweisenden 
Entscheidung nicht entgegen. 

(2) Entscheidet das Bundesamt nicht binnen zwanzig Tagen nach Einbringen des Antrags auf 
internationalen Schutz, dass der Antrag zurückzuweisen ist, ist der Antrag zuzulassen, es sei denn es 
werden Konsultationen gemäß der Dublin - Verordnung oder eines Vertrages über die Zuständigkeit zur 
Prüfung eines Asylantrages oder eines Antrages auf internationalen Schutz geführt. Das Führen solcher 
Konsultationen ist dem Asylwerber innerhalb der 20-Tages-Frist mitzuteilen. Diesfalls gilt die 20-Tages-
Frist nicht. Diese gilt überdies nicht, wenn eine Mitteilung gemäß § 29 Abs. 3 Z 4 oder 6 erfolgt ist, dem 
Asylwerber ein faktischer Abschiebeschutz nicht zukommt (§ 12a Abs. 1 oder 3), der Asylwerber am 
Verfahren nicht mitwirkt, dieses gegenstandslos wird oder er sich diesem entzieht. Ist der Asylwerber aus 
in seiner Person gelegenen Gründen nicht in der Lage, am Verfahren mitzuwirken, ist der Lauf der Frist 
nach Satz 1 gehemmt. 

(3) Eine Stattgebung oder Abweisung des Antrags im Zulassungsverfahren ersetzt die 
Zulassungsentscheidung (Abs. 1). Wird der Antrag im Zulassungsverfahren abgewiesen, gilt dieser 
Antrag als zugelassen, wenn oder sobald der Beschwerde gegen diese Entscheidung aufschiebende 
Wirkung zukommt. 

(4) Dem Asylwerber in der Erstaufnahmestelle ist eine ärztliche Untersuchung zu ermöglichen. 


